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I. Vorbemerkungen1

Papua-Neuguinea2 besteht aus einer Gruppe von Inseln im westlichen Pazifik mit

einer Fläche von insgesamt 462840 km2. Die östliche Hälfte der Insel Neuguinea mit

der Hauptstadt Port Moresby nimmt den weitaus größten Teil ein. Die Einwohnerzahl

wird auf ca 6 Millionen (Stand: Juli 2007) geschätzt, die Bevölkerungswachstumsrate

beträgt jährlich 2,16 Prozent (2007)3.

Papua-Neuguinea ist seit dem Inkrafttreten der Verfassung am 16. 9. 1975 ein unab-

hängiger Staat, nachdem es zuvor über 90 Jahre unter britischer, deutscher und aus-

tralischer Herrschaft stand. 1884 wurde der nordöstliche Teil mit den nordöstlich gele-

genen Inseln deutsche Kolonie, während im südlichen Teil Neuguineas samt benach-

barten Inseln ein britisches Protektorat errichtet wurde. Ab 1906 übernahm Australien

dieses Protektorat und erhielt 1920 den schon besetzten deutschen Teil als Völker-

bundsmandat. Im Zweiten Weltkrieg wurden weite Teile des Landes durch die Japaner

okkupiert. Nach dem Krieg wurden die ehemals deutschen Besitzungen wiederum

Australien als Treuhandmandat der Vereinten Nationen übertragen. 1973, nach ersten

Parlamentswahlen 1972, erhielt das Land eine interne Selbstverwaltung. In einem am

30. 8. 2001 unterzeichneten Friedensabkommen wurden der Provinz Bougainville die

Autonomie sowie ein Unabhängigkeitsreferendum zugesichert. Zuvor waren in einem

1 Abkürzungen:
AduEntA Adultery and Enticement Act 1988
AdoptChildA Adoption of Children Act 1968
AdoptChildReg Adoption of Children Regulation 1969
Chap Chapter
ChildWelA Child Welfare Act 1961
CitA Citizenship Act 1975
CitReg Citizenship Regulation 1975
CivRegA Civil Registration Act 1963
CivRegReg Civil Registration Regulation 1967
CustRegA Custom Recognition Act 1963
DesWivChildA Deserted Wives and Children Act 1951
InfA Infants Act 1956
MarrA Marriage Act 1963
MarrReg Marriage Regulation 1964
MarrWoPropA Married Women’s Property Act 1953
MatCausA Matrimonial Causes Act 1963
PGNC National Court of Papua New Guinea
PNGLR Papua New Guinea Law Reports
UnderLawA Underlying Law Act 2000

Abgekürzt zitierte Literatur:
Börger, Die Stellung der Frau im traditionellen Recht
im Hochland von Neuguinea, 1994
Chalmers/Paliwala, An introduction to the Law in Pa-
pua New Guinea, 2. Aufl, 1984
Dicey/Morris, The Conflict of Laws, 8. Aufl, 1967
Jessep, Principles of family law in Papua New Guinea,
2. Aufl, 1994; zitiert: Jessep I
Jessep, Customary family law and human rights in Pa-
pua New Guinea, Australian Law Reform Commission
Issue, 2002, 26 ff; zitiert: Jessep II

Jessep, The Constitutional Dimension of Customary Fa-
mily Law in Papua New Guinea, in: Dewar/Parker
(Hrsg), Family Law – Processes, Practices and Pressures,
2003, 441–452; zitiert: Jessep III
Luluaki, Customary Marriage Laws in the Common-
wealth: A Comparison between Papua New Guinea and
Anglophonic Africa, International Journal of Law, Policy
and Family 1997, 1 ff
Nygh, Conflict of Laws in Australia, 2. Aufl, 1971;
zitiert: Nygh I
Nygh, Das australische Familienrechtsgesetz von 1975
und die Entwicklung des Internationalen Privatrechts,
StAZ 1976, 65; zitiert: Nygh II
Stewart, The Legal System of Papua New Guinea, in: Red-
den (Hrsg), Modern Legal Systems Cyclopedia, Volume
II Pacific Basin, 1989, 2.190.1 ff
Allg Abkürzungen siehe iÜ in diesem Werk Bd I »Abkür-
zungsverzeichnis«.

2 Die folgenden Daten stammen vom Auswärtigen
Amt: www.auswaertiges-amt.de/dipl/de/Laenderinfor-
mationen/PapuaNeuguinea.html, u vom austral Außen-
ministerium: www.dfat.gov.au/geo/png/png_brief.html,
u aus dem CIA World Factbook: www.cia.gov/library/
publications/the-world-factbook/print/pp.html (Zugriff
1. 11. 2008), sowie aus Brockhaus, Enzyklopädie, Bd 20,
21. Aufl 2006, S 809 ff.

3 Das austral Außenministerium geht im Juni
2008 von 6,1 Millionen Einwohnern u einer geschätz-
ten jährlichen Bevölkerungswachstumsrate von 2,7 Pro-
zent aus.
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über zehn Jahre dauernden Bürgerkrieg über Landrechtsfragen an einer Kupfermine

auf der Insel über 10000 (manche Schätzungen gehen von 20000 aus) Menschen

getötet worden.

Die Wirtschaft des Landes besteht einerseits aus einem formellen, exportorientier-

ten Sektor, dominiert von Bergbau, Holzeinschlag, Plantagenwirtschaft und Fischerei,

sowie andererseits aus einem informellen, agrarischen, subsistenzwirtschaftlichen

Sektor, von dem 80 Prozent der Bevölkerung lebt. Der Bergbau ist häufig in ausländi-

schem Besitz; außerdem sind viele Ausländer, vor allem Australier, in Industrie, Han-

del und in der Verwaltung und Erziehung tätig. Durch den Bergbau und das Abholzen

des Regenwaldes entstehen massive Umweltprobleme. Seit 2003 hat sich die nationale

Wirtschaftslage bei einer stabilen politischen Lage gut entwickelt. Das Bruttoinlands-

produkt pro Einwohner betrug 2002 noch 557 US-Dollar, während es sich 2006 auf

943 US-Dollar belief und auf 1027 US-Dollar für 2008 geschätzt wurde4.

Die Bevölkerung teilt sich in über 800 verschiedene Ethnien mit ebenso vielen

unterschiedlichen Sprachen auf. Diese Zersplitterung und die Abhängigkeitsverhält-

nisse innerhalb der jeweiligen ethnischen Gruppe wirken sich auf staatliche und pri-

vate Strukturen aus. 85 Prozent der Bevölkerung, insbesondere etwa 1000 Stämme

mit weitgehend traditioneller Lebensweise, leben noch heute in ländlichen Gebieten.

Zwei Drittel oder sogar 97 Prozent5 der Bevölkerung bekennen sich zum christlichen

Glauben. Der Rest gehört indigenen Religionen an. Die Zusammensetzung der Religi-

onszugehörigkeit hat keine unmittelbare Auswirkung auf die Rechtsordnung.

Amtssprache ist Englisch und wird von 1–2 Prozent der Bevölkerung gesprochen.

Hauptverkehrssprachen sind Tok Pisin (Pidgin-Englisch) und Hiri Motu.

Staatsorganisatorisch ist Papua-Neuguinea eine parlamentarische Monarchie im

Common-Wealth mit der britischen Königin als Staatsoberhaupt. Diese wird durch

den vom nationalen Parlament gewählten Generalgouverneur von Papua-Neuguinea

vertreten. Ihm kommen hauptsächlich repräsentative Aufgaben zu. Er handelt auf Rat

des Premierministers und seines Kabinetts (National Executive Council). Das Einkam-

merparlament (House of Assembly) mit 109 Abgeordneten wird auf fünf Jahre in allge-

meinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen gewählt. Papua-Neu-

guinea gliedert sich in den Hauptstadtdistrikt und 19 Provinzen mit eigener Provinz-

versammlung und Regierung, die der nationalen Regierung und dem nationalen Parla-

ment untergeordnet sind6. Die Provinzen haben die Gesetzgebungskompetenz für re-

gionale Belange, wie insbesondere die Errichtung von Dorfgerichten (Village Courts)

und Kommunalverwaltungen (Local-level Governments), Regelungen bezüglich Spiri-

tuosen und Unterhaltung7. Auf lokaler Ebene gibt es schließlich Kommunalverwaltun-

gen.

Das Rechtssystem besteht einerseits aus dem Gewohnheitsrecht der verschiedenen

Stämme und andererseits aus dem von Australien eingeführten Rechtssystem engli-

4 Daten vom austral Außenministerium, Stand Sep-
tember 2008.

5 So Brockhaus (oben Fn 2) S 811 in Abweichung
zum CIA World Factbook u zur Länderinformation des
Auswärtigen Amts, die zwei Drittel annehmen.

6 Stewart S 2.190.10.
7 Stewart S 2.190.11.
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schen Ursprungs. Papua-Neuguinea hat mit der Unabhängigkeit 1975 sowohl neue Ge-

setze erlassen (Verfassung, Parlamentsgesetze und Notstandsverordnungen), als auch

vor der Unabhängigkeit geltende Gesetze und das ungeschriebene Recht (underlying

law), dh Gewohnheitsrecht, englisches Common law und Equity übernommen8. Die

Verfassung als höchste Rechtsquelle erkennt das Präjudiziensystem an, also die Bin-

dung der Gerichte an Entscheidungen höherer Gerichte9. Jedoch entfalten nach Sec 21

UnderLawA 2000 weder Entscheidungen der nationalen Gerichte vor der Unabhängig-

keit, noch Entscheidungen ausländischer Gerichte bindende Wirkung. Sie können aber

zur Entscheidungsfindung herangezogen werden (persuasive force). Die für die ge-

wohnheitsrechtliche Rechtsprechung zuständigen Dorfgerichte (Village Courts) sind

an die Rechtsprechung anderer Gerichte nicht gebunden10.

Das Gerichtswesen spiegelt das zweigeteilte Rechtssystem wider. Die Dorfgerichte

sind traditionelle, volksnahe Tribunale, die grundsätzlich nur dem Gewohnheitsrecht,

dem Village Courts Act 1989 und der Verfassung unterliegen11. Diese Gerichte bestehen

aus vier bis zehn Richtern, die aus den jeweiligen Dorfgemeinschaften stammen12. Sie

müssen keine Ausbildung vorweisen, aber Einführungskurse der Dorfgerichtsge-

schäftsstelle (Village Court Secretariat) besuchen und werden durch bestimmte Richter

am Bezirksgericht (District Court) beaufsichtigt13. Sie sind für fast alle zivilrechtlichen,

insbesondere familienrechtlichen14 Streitigkeiten, sowie für zahlreiche strafrechtliche

Angelegenheiten zuständig15. Für gewohnheitsrechtliche Streitigkeiten über Grund

und Boden gibt es daneben die Landgerichte (Land Courts).

Das westlich orientierte Gerichtswesen besteht aus den erstinstanzlichen Bezirksge-

richten (District Courts)16, sowie dem erst- und zweitinstanzlichen Nationalen Ge-

richtshof (National Court) und dem Obersten Gerichtshof (Supreme Court) als letztin-

stanzliches Gericht. Das höchste Gericht ist außerdem für die Überprüfung der Verfas-

sungsmäßigkeit von Gesetzen und Auslegungsfragen der Verfassung zuständig; außer-

dem kommt ihm eine beratende Gerichtsbarkeit (advisory jurisdiction) zu17. Gewohn-

heitsrecht wird von diesen Gerichten angewendet, soweit nach Sec 5 CustRegA der

Anwendungsbereich eröffnet ist. Daneben gibt es schließlich noch das Kindergericht

(Children’s Court), das Gericht für richterliche Beamte zur Todesursachenaufklärung

(Coroners’ Court) und das Gericht für Bergwerkspacht (Warden’s Court).

8 Die pap-neug Gesetze (Consolidated Legislation)
sind im Internet auf der Website www.paclii.org zu fin-
den. Sie wird gemeinsam von der University of the
South Pacific u dem Australasian Legal Information In-
stitute betrieben.

9 Stewart S 2.190.20.
10 Stewart S 2.190.20.
11 Jessep I S 120.
12 Stewart S 2.190.27.

13 Stewart S 2.190.27.
14 Jessep I S 119.
15 Stewart S 2.190.27.
16 Die örtlichen Gerichte (Local courts) sind durch

den Local Courts (Repeal) Act 2000 abgeschafft worden,
auch wenn sie zB in Sec 54 AdoptChildA u Sec 1 Adu-
EntA noch genannt werden; der Wortlaut früherer G
wurde offensichtlich nicht berichtigt.

17 Stewart S 2.190.26.




